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Preußen , das Neicd und der
Lüden.

Zu diese « zurzeit wieder viel erörterte » Thema wird der
ReichSkorrcspondeaz Nord -Süd au» Berti » geschrieben:

Die staatsrechtliche Bedeut»«, der Revolution vom 8. No¬
vember 1918 für die gesamte Struktur de» Reichs ist schon in
den Einleitung - Worten der neuen Verfassung scharf aus¬
geprägt . Aus dem «ewigen Bund " der deutschen Fürsten und
Freien Städte ist eine gemeinsame schöpferische Tat des »in
seinen Stämmen einigen" deutsche » Volkes geworden, da»
sich selber die Verfassung gibt .

Wenn ccher diese Einigkeit schon in Weimar eiuige Leine
Risse u nd Sprü nge aufgewiesen hat , so haben sich diese
im Laufe de» letzte« Joch« » unverkennbar erheblich erweitert ,
und es erscheint notwendige, den« je. mit nachdrücklichstem
Ernst darauf hinzuweisen Last da» Reich zu Grunde gehe«
muß, wenn di« tragende Kraft de» Einigungswillens der deut -
schen Fürsten nicht ersetzt wird durch eine« ebenso starken, ja
angesichts der vielfach sich gellend machenden zentrifugalen
Kräfte und Bestrebungen eher noch stärkeren Eiui -
guugswilleu der deutschen Länder und Stämme .

Bismarck hat da» einige Reich zustande gebracht, indem er
di« Vormachtstellung Preußen » mit Reservatrechten der
süddeutschen Staaten , insbesondere Bayern » und Württem¬
bergs, bezahlte. Die neue Verfassung kennt weder die eine
noch die anderen mehr . Die Vormachtstellung Preußens hat
aufgehört nrit dem Verschwinden des Königs , der die deutsche
Kaiserkrone trug (wenigstens sinnbildlich und begrifflich), fer .
ner mit der Auflösung des Heere», mit dem Verzicht auf die
Verfassungsartikel, die ein« Majorisierung Preußen » nicht
nur in militärischen Angelegenheiten, sondern auch bei
allen Verfassungsänderungen ausschloffen, und inSbesonders
auch mit dem Übergang der Eisenbahnen auf das Reich.

Natürlich hat Preußen immer noch eine einzig .
artigeStellung im Reiche weil es eben auch jetzt noch
annähernd zwei Drittel der Reichsbevölkerung in sich schließt
und somit einen Großstaat im Großstaate bildet ,
was eine Fülle staatsrechtlicher Schwierigkeiten
mit sich bringt ; diese Schwierigkeiten finden aber , auch in der
neuen preußischen Verfassung , großenteils eine
Lösung , die nicht etwa eine Begünstigung , sondern eher eine
Benachteiligung Preußens bedeutet, eine Art Nus -
Höhlung seines staatlichen Lebens zugunsten des Reichs. Un-
ter diesen Umständen ist das Aufhören der sogenannten Re-
servatrechte wirLich eine Selbstverständlichkeit und nicht
etwa ein Opfer Süddeutschlands , das ein Recht
zur Unzufriedenheit oder auf Gegenleistungen geben würde ;
denn Preußen hat durch die Umwälzung und Neugestal¬
tung sicherlich weit mehr verloren , als irgend ei -
nerder Staaten südlich des Main ».

Diese im Grundsatz unbestreitbaren Feststellungen können
nun freilich nicht den Anspruch erheben, der Auseinander¬
setzung und den Meinungsverschiedenheiten zwischen Süd und
Nord ein Ende zu machen; denn die Trennungsbe¬
strebungen arbeiten ja nicht etwa mit dem Übergewicht
Preußens als dem eigentlich ausschlaggebenden Faktor . Der
rheinländischeSeparatismus will „loS von Preu¬
ßen ", um desto sicherer «beim Reich" zu bleiben ; in Alt -
bayern spielen manche Kreise mit dem Gedanken einer
vorübergehenden Trennung „vom Reich" um „deutsch " zu
bleiben , wie man schließlich in Österreich auf den Anschluß
verzichten wird, um überhaupt das Leben fristen zu können.

So handelt eS sich allenthalben um eine Art politischer Not¬
standslogik, um «ine Politik de» kleineren Übels, die alle ab¬
soluten Maßstäb « mit einen Schein von Recht von vornherein
Eehnt . Aber sie ist darum nicht , wenigevsalsch und
8 efahr ! ich. Es ist ja nicht zu verkennen , und nicht zu
leugnen, daß der Großstaat Preußen mit der Zertrümmerungöer deutschen Heeresverfaffung den einen und bisher stärksten
stiner Daseinsgründe verloren hat . Man kann es auch ver -
ftchen. wenn man sich in Frankreich nach so bequemen Nach¬
en sehnt, wie eS beispielsweise die geistlichen Fürsten am" Hein waren , und wen« man aus den alten Plan Talley -
rands zurückgreist, Preußen mindesten» möglichst weit nach
^ sttn zurückzudrängen, zumal man unter den gegenwärtigen
Verhältnissen nicht einmal mit einer Kompensation im Osten
iu rechnen braucht.

Aber was als französischer Gedankengang durchaus
verständlich , ja sogar „verwünscht gescheit " ist. das ist und
leibt in deutschen Köpfen eineuugeheuevliche"
erirrung . Die Notwendigkeit einer weitgehenden De¬

zentralisation in Preuße » durch Ausdehnung und Stär -
Ver prinzipiellen Autonomie wird so ernst -

betont und so einleuchtend begründet , daß man diese

Entwicklung ruhig sich selbst überlaffen kan » ; da » ist eine
innerpolitische Frage , in die dreinzureden man sich
in den übrigen deutschen Ländern gern versagen wird .

Aber die Erhaltung Preußen » ist nicht nur wirt¬
schaftlich , sondern auch politisch eine unabweis¬
bare Forderung , wenn wir nicht in eine verhängnisvolle
Zersplitterung , ja geradezu in ein Chaos Hineintreiben wolle«,
da» wir in dieser Zeit schwerster Reichsnot wahrlich nicht auch
noch brauche» können. Wir können jetzt und für absehbare
Zeit die gesammelte und straff organisierte Wirtschaftskraft
so wenig entbehren, wie das preußische Staatsge¬
fühl und den preußischen Patriotismus ; denn
wir «bvauchen , um auch nur dem unmittelbaren Verderben zu
entrinnen , schlechthin alle aufbauendeu Kräfte , die wir
überhaupt zur Verfügung haben, und alles was in Preu¬
ßen durch innere Reibungen und Zwistigkeiten an Kräften
verloren geht , geht dem Reiche und dem deut¬
sche « Volke verloren !

Was aber von Preußen gilt, gilt natürlich genau ebenso
vom Reich . Es begeht den fünfzigsten Jahrestag seiner
Gründung in tiefer Erniedrigung und Demütigung . Aber,
wenn der18 . Januar kein Tag für Jubelklänge sein wirb ,
so soll er doch auch kein Tag des Grabgeläute » sein :
„Das Reich soll uns doch bleiben" und e» wird un» bleiben,
wenn wir es nicht selber zerschlagen. Kein feindlicher Wille
wird dazu jemals die Macht haben.

Sollte aber im deutschen Süden , abgesehen von all den
falsche » Rechnungen auf dieGroßmut der dem ganzen deutschen
Volk gemeinsamen Feinde, irgend ein Grund vorhanden sein,
die Einigkeit des Reichs minder hoch und heilig zu halten , al»
es der deutsche Norden tut . oder sollte das deutsche Bürger¬
tum sich von der Arbeiterschaft beschämen kaffen ? Wenn die
ReichsVerfassung tief in das Leben der „Länder " eingreift , so
fühlt man das im Norden ebenso wie im Süden , legt aber auch
ebenso großen Wert darauf , daß die aus Zweckmäßigkeits- und
namentlich Wirtschaftlichkeitsgründen in Weimar beschlossene
Zentralisation die kulturelle Selbständigkeit der
Länder und Stämme unangetastet lasse . Und
sieht man die Reichsvegierung näher an : Der Reichskanzler
und der Reichsfinanz minister Badener , der Vizekanzler Sachse,
der Neichswehrminister und der Vorsitzende des Reichswirt¬
schaftsrats Bayern , der Reichsverkehrsminister Württembergev
— das sieht wahrlich nicht nach einer „V er¬
st reu tzung " aus !

Die Beantwortung der
Wrülteler Fragen.

* Von den Fragen , die den deutschen Delegierten in Brüssel
vorgelegt wurden und den Antworten, die darauf erteilt wer¬
den, werden jetzt einige der deutschen Öffentlichkeit mitgeteilt .
Bon den auf die deutsche FinaNzwirtschaft bezüglichen Fra¬
gen sind die wichtigsten die Fragen 1 bi» 3 und die Fragen
13 und IS. Die Fragen betreffen die Papirrgeldausgabe und
die schwebende Schuld.

Die deutsche U»tw»rt darauf lautet :
„Die Gesamtausgaben de» Reiches übersteigen zurzeit weit

die eigenen Einnahmen . Soweit diese Ausgaben nicht in de»
eigenen Einnahmen Deckung finden, ist das Reich gezwungen^
schwebende Schulden zu begeben . Die Begebung der schweben ,
den Schulden erfolgt inirch Ausgabe von Reichsschatzanweisun.
ge« (Reichsschatzwechseln ), die bei der Reichsbank diskontiert
werden und deren Erlös dem Reich Lei der Reichsbank auf
Girokonto gutgeschrieben wird, über diese Guthaben verfügt
das Reich nach Bedarf durch Abhebung oder Überweisung. Die
Reichsbank begibt die Schatzwechsel nach Möglichkeit an die
Banken und private Abnehmer. Insoweit werden vorhandene
Mittel herangezogen und die Ausgaben von neuen Note» ver¬
miede». Immerhin bleibt ein bedeutender und fortgesetzt
wachsender Betrag solcher Schatzwechsel — zurzeit 45 ÄS Ä)
Milliarden Mark — im Bestand der Reichsbank. Da die
schwebende Schuld fortMetzt wächst, die Begebung freiwilliger
Anleihe« in Deutschland aber vor Konsolidierung der finan¬
ziellen und wirtschaftlichen Verhältnisse keine Aussicht auf
nennenswerten Erfolg hat, müssen die au die Reichsbank ge¬
gebenen Schatzanweisungen fortgesetzt prolongiert und durch
nsuhuHutretende vermehrt werden. Ein Zwangsrücklauf des
bei der Verfügung über jene Girokonten des Reiches auSge-
gebenen Papiergeldes findet also nicht statt , da die Schatz-
anweisungen bei der Reichsbank nicht bar eingelöst werden .Die ausgegebenen Papiergeldmrnge » bleiben vielmehr groß-
tenteil » und sehr lange im Verkehr, vermehren di« im Land«
umlaufenden Geldmengen und wirken inflationistisch.

Die Sachlage wird dadurch verschärft, daß ein Teil der Be¬
völkerung Deutschlands infolge der großen Steuerlasten große
Beträge des deutschen Papiergeldes , die man auf 18 bis 12
Milliarden schätzt, um sie der Steuer zu hinterziehen, heimlich
thesaurirrt , damit dem Verkehr entzieht und von dem Rück¬
lauf zur Reichsbank zurückhält . Eine endgültige Abstellung
dieses System » erscheint nur möglich, wenn eS gelingt , die
AuSaabe» de» Reiche» durch eigene Einnahmen vollständig

und regelmäßig zu decken . Eine gewisse Hemmung de» An¬
wachsens des PapiergrLumlaufe » — dergestalt, daß die bis -
herige Vermehrung des Papiergeldumlaufe » um monatlich
annähernd 2(h Milliarden Mark eine Zeitlang erheblich unter
diese Summe herabgedrückt wird — wird erhofft, von den
nunmehr — nach Durchführung der! Neuorganisation der
Steuerbehörden — in stärkerem Flusse befindlichen Ein «
ziehnng der neue» Steuer » . Um diesen Erfolg noch zu ver-
stärke» , hat das Reich dem Reichstag ein Gesetz vorgelexst,durch das jeder dem Reichsnotopfrr unterliegende Steuer¬
pflichtige gezwungen sein soll, 18 v. tz. seines Vermögens, we-
nigsten» aber ei» Drittel seines ReichSnotopferS , in zwei auf
Februar und August 1921 festgesetzten Teilbeträge» an da»
Reich zu entrichten . Nach dem bisherigen Gesetze hatte jederdas Stecht, sein ganzes Reichsnvtopfer in Form einer 38 oder
50jährigen Rente zu entrichten.

Die Politik der Deutschen Regierung in bezug auf dis
schwebende Schuld und die Ausgabe von Roten geht dahin,da» Amvachsen durch strengste Sparsamkeit in den Ausgabenund schärfste Anspannung der Steuern aufzuhalten . Solangeeine Umwandlung der schwebenden Schuld in die feste An¬
leihen wegen der politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse
nicht möglich ist. sollen die Schahanweisungen in möglichst
großen Beträgen an das Publikum abgesetzt werden, um die
Emission von Noten zu verringern ."

Die Antwort auf Frage 3 : „Sind die deutsche« Steueru aufdas Grundeigentum im Verhältnis zum gesunkenen Geldwert
erhöht worden ? " lautet :

„Eine volle Angleichung der Steuerwerte des Grund und
Boden» an den gesunkenen Geldwert ist nicht möglich. Da »
Grundeigentum bleibt zum größten Teil lange Feit im Besitz«des Eigentümers . Die Wertsteigerung, die auf dem Grund¬
stücksmarkt vorübergehend eintritt , kan» von diesen Besitzern
nicht realisiert werden. Außerdem müßten mit jedem Schwan¬
ken des Geldwertes die Wertfestsetzungen von Grund und
Boden neu vorgenommen werden, was technisch undenkbar is^Bei Häusern ist der volle Ausgleich schon deshalb nicht
möglich, weil ihr Wert durch die Bestimmungen der MirtS»
ardnung , wonach die Mietspreise höchstens 30 v. H . höher
sein dürfen als in der Friedenszeit, aus sozialen Gründen
künstlich niedergehalten wird. Dennoch sucht die neue Steuer¬
gesetzgebung auch den veränderten Wertverhältniffen deS
Efimnd und Bodens Rechnung zu tragen . Beim Reichsnot¬
opfer mutz der Wert des Grund und Bodens so angegebenwerden , daß der kapitalisierte Wert des durchschnittlichen Rein¬
ertrag » der Jahre 1914/19 zugrund gelegt wird . Da der
Geldertrag besonders der landwirtschaftlichen Grundstücke in
dieser Zeit stark gestiegen ist, so wird auch der Wert der
Grundstücke sehr viel höher angesetzt als vor dem Kriege, ob¬
wohl die Tragkraft des Bodens stark nachgelassen hat, also der
Realwert gesunken ist.

Die eigentlichen Grund - und Gebäudesteuern sind den Län¬
dern und Gemeinden überlassen geblieben . Diese, erheben die
Steuern teils nach dem Ertragswert , teils nach dem gemeine«!
Wert (Verkaufswert ) . Besonders beim städtischen Grund untz
Boden ist der gemeine Wert vielfach Grundlage für die Ver.
anlagung . Preußen hat einen Gesetzentwurf der Landesver¬
sammlung vorgelegt, wonach der gemeine Wert zur Grund¬
lage der Grund - und GebLudesteuer für den ganzen Staat
gemacht werden soll. ES ist dabei der hohe Satz von 10 v . T .,in einzelnen Fällen v. 5 v. T . vorgeschlagen worden . Dabei
wird angeknüpft an die Veranlagung des Vermögens in Preu¬
ßen für die Zeit von 1917/19. Bei dieser Vernwgenssteuer
ist der Grund und Boden schon sehr viel höher eingesetzt als
in der Friedenszeit . Preußen will allein einschließlich drr
Zuschläge 2888 Millionen aus dieser neu vorgeschlagenen
Steuer erzielen . Was das bedeutet, geht am besten daraus
hervor , daß im Jahre 1913 der Gesamtertrag der Grund - untz
Gebäudesteuer für ganz Deutschland des damaligen Umfange»
370 Millionen Mark auSmachte . Im übrigen sind Länder untz
Gemeinden , weil sie jetzt in der Hauptsache auf die Ertrags¬
besteuerung de» Grund und Bodens und der Gewerbebesteue»
rung beschränkt sind, schon infolge der Finanznot gezwungen,
den Grund und Boden um ein Vielfaches hö^ r zu besteuern
als . in der Friedenszeit .

Endlich ist darauf hinzuweisea, daß bei Grundstücksverkäu-
fen ausschließlich der Brrkaufswert der Steuerbemeffung zu¬
grunde gelegt wird , einmal durch die Grunderwerbssteuer, di«
4 v. H. (in einzelnen Fällen 8 v. H.) des Berkaufswerte» be¬
trögt , sodann durch die Wertzuwachssteuer, durch welche der
Leim Verkauf realisierte Wertzuwachs von Grund und Boden
für die Länder und Gemeinden steuerlich nutzbar gemacht
wird . Dieser Wertzuwachs aber ist um so größer, je höher
der jeweilige Verkaufspreis infolge der gesunkenen Kaufkraft
des -Geldes ist."

Auf Frage 13 : „Wie sind gegenwärtig die Struereinnahme »
verglichen mit den Voranschlägen?" erwidert die deutsche Re.
gierung :

„Die Antwort auf diese Frage ergibt sich aus der über -
reichten Übersicht über die Reichseinnahmen vom 6. Dezember
1920. Zn dieser Übersicht ist kurz folgendes zu bemerken:

Die direkten Steuer » haben im ersten Halbjahr viel weniger
gebracht als erwartet wurde. Die allgemeinen Gründe hier¬
für sind : Die Übertragung der Steuerverwaltung Von de»
einzelnen Ländern auf das Reich die Umgestaltung und der
ganz« Ausbau der Steuerverwaltung , der Mangel an Beam¬
ten , die Notwendigkeit, daß sich die Beamten erst in die neue»
Gesetze einarbeiten muffen, sowie die Tatsache , daß die Gesetz¬
gebung erst Ende März zu Ende geführt worden ist. Fat
übrigen hock es stet» bei früheren Steuern ein Jahr und län¬
ger gedauert , br» sie in Fluß kamen. Gegenwärtig ist di«
Steuerverwaltung sertiggestellt und arbeitet mit voller Ener¬
gie . E» ist deshalb sehr begreiflich , daß die Veranlagung d«U
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Steuern um ein halbes Jahr im Rückstände sich befindet.
Wenn trotzdem der Monat Oktober bei der Einkommensteuer
schon eine Milliarde erbracht hat , so zeigt sich , daß die Einkom¬
mensteuer bereits richtig im Lause ist- Die Gesamteinnahme
des Oktobers an direkten und indirekten Steuern sowie an
Ausfuhrabgaben hat 3,2 Milliarden betragen , fast genau ein
Zwölftel der aus diesen Posten veranschlagten Summe . Das
OktoberergebniS ist also vollkommen normal .

Mas die einzelnen Steuern anlangt , so ist zu bemerken»
datz die endgültige Veranlagung der Einkommensteuer erst
nach Ablauf des Jahres 1920 erfolgen wird, was im Gesetz
selbst vorgesehen ist. Dadurch dürfte der Mindereingang an
Einkommensteuern in den ersten sechs Monaten wieder aus .
geglichen werden. Die Lörperschaftssteurr wird erst nach Jah -
resschkutz veranlagt , weil sie das Jahreseinkommen der Gesell¬
schaften erfassen will, bisher sind bloß Vorauszahlungen er-
folgt. Die KapitalsertrngSftrurr wird ihre vollen Erträge
- ringen . Der geringere Ertrag ist zurückzuführen darauf ,
dass die Schuidenverwaltungen des Reiches , der Länder und
Gemeinden , die den Hauptteil der Kapitalsertragssteuer ein¬
zubehalten haben, noch nicht abgerechnet haben . Beim Reichs »
«otopfrr dürften die Eingänge besonders bis Ende Dezember
sehr bedeutend sein. Übrigens ist «ine Novelle vor den Reichs¬
tag gekommen, welche eine beschleunigte Einziehung des
RcichsnotopferS und der Kriegsabgabe vorsieht und auch
einen großen Teil der Gesamtabgaben sofort verlangt .

Bei der Erbschaftssteuer ist der geringe Ertrag zurückzu¬
führen auf zahlreiche Erbschaftssteuersachen, die noch vom!
Kriege her unerledigt vorliegen und nach den alten niedrigen
Steuersätzen veranlagt werden müssen ; infolgedessen ist die
Erledigung der neuen Erbschaftsfälle stark im Rückstände ge¬
blieben.

Die Umsatzsteuer wird ihre Haupterträge erst nach Januar
erbringen , weil die allgemeine Umsatzsteuer sich auf das ganze
Jahresergebnis erstreckt und die Steuererklärungen darum
erst im Januar abgegeben werden können

Die indirekten Steuern haben mit wenigen Ausnahmen den
Erwartungen voll entsprochen. Wenn einzelne hinter der
Schätzung zurückblieben, so haben andere die veranlagte
Summe verhältnismäßig erreicht oder werden bis zum Jah¬
resabschluß sogar mehr bringen . Ausammenfaffend kann man
sagen: Die Steuerveranlagung ist trotz der gewaltigen Ar¬
beit jetzt in vollem Flusse und es besteht begründete Hoffnung,
baß die erwartete Summe eingehen werde. Ein Teil derselben
wich allerdings erst nach dem 31 . März eingezahlt werden.

Frage 15 besagt : „ We hoch belaufen sich die Gesamtein¬
nahmen des Reiches, der Länder und der Gemeinden im Rech¬
nungsjahre 1813/14 und im Rechnungsjahre 1820/21 ? "

Bitte die KapitalSsteurrn und die zeitweiligen Steuer » (im-
pots periodiques) besonders anzusühren ."

Die deutsche Antwort lautet :
„Die Einnahmen des Reiches , der Länder und Gemeinden

aus Zöllen, Steuern und Abgaben im Jahre 1813 verglichen
»nt den Voranschlägen für 1620 betrugen :

> Millionen Mark) 1913 1920
Das Reich . . - . I960 29 776
Länder . . . . . 1140 4 916
Gemeinden . . . . 1378 10510

Zusammen . . 4478 45 202
Zu den Angaben von 1620 ist zu bemerken:
1 . Es handelt sich um Voranschläge. Bei den Einnahmen

des Reiches sind die Annahmen aus Ausfuhrabgabcn , dem
Bankwesen und einigen kleinen Monopoleinnahmen den
Steuereinnahmen hinzugerechnet, da sie durchweg Steuer ,
charakter tragen . Dagegen sind bereits 8404 Millionen Mark,
- ie nach dem Etat an die Länder und Gemeinden als Steuer¬
anteile überwiesen werden müssen, von den Bruttosteuerein¬
nahmen des Reiches abgezogen, um eine Doppelzählung zu
vermeiden.

2 . Die Angaben über die Steuern der Länder und Gemein-
den beruhen auf den Mitteilungen , welche das Reichsfinanz¬
ministerium auf Grund einer Rundfrage im Frühjahr 1820 bei
den Finanzministerien der Länder und Gemeinden veranstaltet
hat .

Da inzwischen die Beamtrngehälter auch bei den Ländern
u,ck> Gemeinden erhöht werden mußten , so dürften die einge¬
setzten Steuerheträge wohl kaum hinreichen. Der Gesamt¬
steuerbedarf für Reich, Länder und Gemeinden ist darum mit
44S Milliarden wohl nicht hinreichend, um alle laufenden Aus¬
gaben zu decken.

3 . . An einmaligen Steuern sind in der Rechnung von 1613
nur <H8 Millionen Mark enthalten ; in den Ziffern des Vor¬
anschlags für 1920 aber 4500 Millionen .

Volititcke Neuigkeiten.
Deutlcber Veickstag .

* Der Reichstag hielt gestern, seine erste Vollsitzung nach den
Weihnachtsferien ab. Zu Beginn der «Ätzung gedachte Präsi¬
dent Löbe der vor 50 Jahren erfolgten Reichsgründung und
widmete auch dem Abg . Legten und dem früheren Reichs¬
kanzler von Bethmann Hollweg einen kurzen Nachruf. Dabet
kam es zu kommunistischen Radauszenen und Beschimpfungen
des verstorbenen Kanzlers . Vor Eintritt in big Tagesord ,
nung verlas der Abg. Dr . Letzi , unterbrochen von stürmischen
Zurufen , einen Protest gegen die Erklärung des Präsidenten
in Sachen der 50jährigen Gedenkfeier. Als der Abg. Dr .
Levi seine Ausführungen geschloffen hatte , bemerkte der
Präsident , er nehme an , datz niemand aus dem Hause weiter
R,tiz von dem Protest zu nehmen gedenke . Nachdem daS
Haus sodann das Auslandsschuldrngesetz, das Knlonialschul-
drngesetz und das Berdrängungsschnldengrsetz debattelos dem
Haushaltsausschuß überwiesen hatte, beriet es einen Antrag
der Unabhängigen betr . die Außerkraftsetzung der von der
bayerischen Regierung «ruf Grund des Art . 48 Abs. 4 für
Bayern getroffenen Maßnahmen . Die Reichsregierung ließ
durch den Reichsminister Koch die Erklärung abgeben, daß mit
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse in Bayern , das schon
unter einer Kommunistenherrschast zu leiden gehabt habe, das
Reich von einem Eingriff abgesehen habe. Wenn auch in
Bayern Beruhigung « ingeircten sei, wird die Aufhebung der
Verordnung erfolgen müssen und der Ausnahmezustand in
Bayern fallen . Der bayerische Staatsserketär Schwryer gab
ein Bild der Verhältnisse in Bayern und rechtfertigte die Bei¬
behaltung des Belagerungszustandes in Bayern . Sie sei un¬
ter dem scqialdem. Ministerium Hofsmann erlassen worden.
In der Aussprache traten verschiedene bayerische bürgerliche
Abgeordnete für die Aufrechterhaltung des Belagerungszu¬
standes ein, während bayerische sozialdemokratische Mitglieder
des Hauses für die Aufhebung der Verordnung waren . — Die
nächste Sitzung findet heute statt.

Minister MUrtb über die Teuerungs¬
zulagen und ibre Deckung.

Im Dteuerausschuß des Reichstags machte Reichsfinanzmi -
nifter Wirth Mitteilung über die bei der letzten Konferenz
der Landesfinanzminister ausgesprochenen Wünsche . Danach
solle in dem Gesetz, in dem die neuen Teuerungszulagen fest -
gestellt werden, gesagt werde», daß die Mehraufwendungen ,
welche den Ländern und Gemeinden erwachsen, vom Reiche
bezahlt werden. Die Reichsregierung vertrete die Anschau¬
ung, datz den Ländern eine einmalige Zuwendung vom Reich
geneben werden solle, damit sie in Stand gesetzt werden sollen,
die Aufbesserungen auszahlen zu können. Den Gemeinden
Zuwendungen zu machen , würde ins Uferlose führen Jeden¬
falls müßte der Reichstag zur Aufbringung weiterer Mittel
erhebliche Stcuerzugeständnisse machen . An der Erhöhung

.bereits eingeführter oder auch neuer indirekter Steuern weihe
kaum vorbeizukommen sein. Auswärtige Momente spielten
hier in den Gesetzentwurf hinein . Über die Erhöhung der
Postgebühren werde verhandelt und «in entsprechender Gesetz¬
entwurf werde demnächst vorgelegt werden . Ein solcher über
die Erhöhung der Fernsprechgebühren werde folgen.

Lin Protest der deuttcben IKegierung.
Die deutsche Regierung hat gegen die von der Interalliier¬

ten Kommission in Oppeln erlassenen Vorschriften für die
Abstimmung in Oberschlesien bei der Botschafterkonserenz und
den Regierungen in Paris , London und Rom eingehend be¬
gründeten Einspruch erhoben. — In der Note wird zunächst
darauf hingcwiesen, daß die unter dem 30 . Dez . 1820 erlasse¬
nen Vorschriften den deutschen Bevollmächtigten in Oppeln
erst am 4 . Januar 1821 übergeben worden sind. Diese Vor¬
schriften seien erlassen worden, »hne daß über ihren Inhalt
mit den deutschen Bevollmächtigten in Oppeln -der einer der

Lsndeswester .
Einnkterabkud.

In Fuldas „Fräulein Witwe" ist der Knalleffekt, die
Rückkehr des sieben Jahre lang betrauerten Bräutigams in
Begleitung einer Negertante und eines halbschwarzen Töch-
terchens, gut vorbereitet . Rührende Piekat und barbarischer
Egoismus platzen aufeinander und haben eine Verlobung zur
Folge. Die Pointe sitzt und trifft und ist nicht überspannt ,
obwohl Fulda bis an die äußerste Grenze gegangen ist . Mit
Frl . Müller und Fräulein Witwe, Herrn Essek als Dr .
Funk und Herrn Baumbach als Abu Abdallah war das
Lustspiel witzig aufgebaut . Herzliches Lachen aber entfesselte
erst Frl . Genters Auftritt als Fatime , einem sehr ulkigen
Gemisch aus afrikanischem Kauderwelsch und deutschem Durst .

Gustav Wied » „Scharmützel" will nichts sein als eine
harmlose Plauderei , in der mit Ironie und Laune die
Komik zweier lieben alten Tanten festgehalten ist . Über¬
sprudelnde Jugend und tantenhafte Altjüngferlichkeit sind ein¬
ander gegenübergestellt. Wenn sie sich zu nahe kommen
knistern leise Funken . Als Blitzableiter bewährt sich ein
gütiger alter Professor . Für eine selbständige SZene reicht
der Stoff kaum aus , da selbst die Andeutung einer Handlung
fehlt . Und doch weckte das Plauderstündchen eine behagliche
Stimmung , weil die beiden schrullenhaften Tanten durch die
Damen Frauendorfer und Pix in liebevoller Kleii^-
malerei sehr fein getroffen wurden . Frl . Nasses Ellen
war kecker Mutwille , Herrn Pas che ns Professor strahlte
Abgeklärtheit und Versöhnlichkeit aus . Auf dem Bilde lag
der Schein einer milden Wintersonne .

In „LtzttchenS Geburtstag " spuckt Ludwig Thomas
Satire . Mit zäher Beharrlichkeit kreist Geheimerat Giselius
lum das Aufklärungsproblem . Sein Töchterchen hat inzwischen
schon längst einen Hebammenkurs mitgemacht. Der Witz ist
ausgezeichnet und wirkt immer wieder . Schade, daß Thoma
der leichte , spritzige Konversationston , die Eleganz des fein
pointierte » Scherzes fehlt . Dev Dialog ist doch manchmal
recht unbeholfen . Eine Beschleunigung des Tempos ist daher
ratsam . Gespielt wurde gut . Die Herren Baumbach und
Müller als weltunerfahrene Wissenschaftler kontrastierten
Wirkungsvoll mit den Damen Roorman , Genter und
Rasse , die dem gesunden Menschenverstand zu seinem Recht
verhaften . Das Publikum des schwach besetzten Hauses amü -
Gerte sich und applaudiert « gerne.

H . Roller .

Ruckkritik .
Charles -Louis Philippe : Bübü vom Montparnasse . (Kurt

Wolfs Verlag München.) Mit unbarmherziger Deutlichkeit,
aber gleichzeitig mit tiefem , sittlichen Ernst und heißem,
«menschlich fühlenden Mitleid , wird in diesem Roman eines
hervorragenden französischen Schriftstellers , der Lei uns viel
zu wenig bekannt ist, das Leben der Pariser Kokotte und ihres
Zuhälters geschildert . Es ist ein erschütterndes Bild , das sich
da vor unserm Auge enthüllt , ein Bild , das uns schier ver¬
zweifeln lassen möchte an dem Erfolg aller Humanitären und
sanitären Bestrebungen im Kampfe gegen das Laster und seine
furchtbare Begleiterscheinung : die Geschlechtskrankheit. DaS
Buch hat natürlich an sich keine Tendenz ; dazu ist es viel zu
sehr reines Kunstwerk, aber es könnte doch wirkungsvoll ver¬
wendet werden zur Aufklärung der Jugend . Seine Ausstat¬
tung ist außerordentlich gediegen, und zwanzig Holzschnitte
des hoch begabten Frans Masere el begleiten den Text.

Leonhard Stein : Der Flötenbläsrr . Eine Reiseerzählung .
(Amalthea -Verlag , Zürich. ) Leonhard Stein hat mit seiner
phantastischen Kriminalgeschichte „Die Feuerlifte "bereits den
Nachweis starker literarischer Begabung erbracht. Der günstige
Eindruck von damals wird durch diese Erzählung noch ver¬
stärkt. Sie schildert uns, wie eine fein vzxanlagte blonde Euro¬
päerin dem mystischen , erotischen ZaiAer ^ des Orients verfällt .
Die Erzählung ist ein kleines, Mt abgerundetes Meisterweck-
chen, in einer Sprache geschrieben , wie sie nur den wirklichen
Könnern eigen ist. Ganz hervorragend schön ist das Papier ,
die Schrift und der Druck. Auch die farbige Titelzeichnung
mag passieren. I .

Paul Frank : Der Gepard . Romon . (Amalthea -Verlag Zü -
rich .) Eine interessante Arbeit mit psychopathologischem Hinter¬
grund , in einem gepflegten Stil geschrieben , und einen Stoff
behandelnd, der nicht Äoh dem Unterhaltungsbedürfnis cut-
gegenkommt, sondern auch den ernsteren Leser, ja sogar een
Psychiater fesseln dürfte . Der Held - es Romans , ein degcne-

l rierter junger Mann der Wiener Gesellschaft , behaftet mit
dementia praecox, und Mörder aus dem Gefühl beleidigter
Ästhetik heraus . Beim Mord, der nrit grausiger Real .ft .k ge¬
schildert wird , bricht offen der Irrsinn aus . Die Einleitnng ,
die Exposition zum kriminellen Drama ist ein bis-hc» lang -
atmig und in jenem Wiener Literaturjargon verfaßt , der uns
andere so kindlich und fade anmutct . Im ganzen aber eine aus¬
gewogene Arbeit, die weit über dem Durchschnitt stech. E. A.

in Oberschlrsirn verbanden «» Organisarion her Deutschland
»««eisenden » bstimmun, «berechtigen in Verbind«», , «treten
wäre . Auch der vom interalliierten Ausschuß genehmigte
paritätisch« Beirat sei wider Erwarten bei der Aufstellung der
Abstimmungsvorschriften nicht beteiligt worden, währen - rrach
zuverlässige» Meldungen den Polen Gelegenheit gegeben wor¬
den sei , ihre Wünsche zum Ausdruck zu bringen . Die Note
hebt dann hervor, daß die Abstimmungsvorschriften einigeunmittelbare Verletzungen des Friedrnsvertragrs enthalten ,
sodann Bestimmungen, die sich als unbillige , einseitig gegen
de« deutschen Teil der Stimmberechtigten gerichtete darstellen
und endlich solche, die technisch nndurchsührbar sind . In An¬
lagen wird eine Zusammenstellung der deutschen Forderungen
zu den einzelnen Artikeln der Abstimmungsvorschriften nebst
einer Denkschrift überreicht, in der die wesentlichsten gegen
die Abstimmungsvorschriften zu erhebenden Einwände darge¬
legt werden.

Verletzungen des Friedenövertrage « zum Nachteile der deut¬
schen Interessen erblickt die deutsche Regierung darin , datz die
kleinen Gutsbezirke nicht als selbständige Wahlbezirke aner¬
kannt werden und daß den Gemeinden Haatsch, Owschütz und
Sandau im Kreise Ratibor die Abstimmungsberechtigung
versagt wird. Eine weitere Verletzung des Vertrages würde
es bedeuten, wenn ohne Zustimmung der beteiligten Mächte
verschiedene Wahltage festgesetzt werden sollten, da hierdurch
die nach dem Friedensvertrag zu fordernde Einheitlichkeit des
Wahlaktes beseitigt werden würde.

Den Grundsätzen der Billigkeit rßnd dem Geiste des Frie¬
densvertrages widerspricht:

1 . die Vorschrift, wonach diejenigen Personen , die auf
Grund ihres Wohnsitzes zur Abstimmung berufen sind, nur
dann stimmberechtigt sein sollen , wenn sie mindestens seit den ,
1 . Januar 1604 im Abstimmungsgebiet ununterbrochen woh¬
nen . Diese Bestimmung begünstigt offensichtlich die Polen
und benachteiligt viele Zehntausend « von Deutschen;

2 . die Vorschriften über die Eintragung in die Stimmlisten .
Die Voraussetzungen, an die hier die Eintragung der in Ober¬
schlesien geborenen, aber außerhalb wohnenden Stimmberech¬
tigten und der in Oberschlesien wohnenden, aber außerhalb
geborenen Stimmberechtigten geknüpft sind , könne» kaum an¬
ders gefaßt sein , wenn man es darauf abgesehen hätte , die¬
sen Teil der Stimmberechtigten von der Abstimmung auszu -
schließen ;

3 . die für die verschiedenen Vorbereitungsarbeiten zur
Volksabstimmung vorgesehenen Fristen , die völlig unzurei¬
chend sind ;

4 . die Vorschrift, daß alle Beamte von jeder Mitwirkung in
den zu wählenden Abstimmnngsbehörden ausgeschlossen wer¬
den , die sich ausschließlich gegen die deutschen Interessen richtet
und

5. die Strafbestimmungen .
Die Note schließt : Die deutsche Regierung kann die „Vor¬

schriften für die Abstimmung" nicht als Grundlage für die
Volksabstimmung in Oberschlesien im Sinne des Friedsms -
vertrages anerkennen . Sie bittet , darauf hinzuwirken, daß sie
einer Revision unterzogen werden.

Vanipyrismus .
Einige Blätter melden aus Brüssel, daß die Angestellte»

de« WiedergutmachungsausschufleS in Paris ungeheuere Iah .
resgrhälter zwischen 30V00 Fr . und 400 808 F . beziehen. Es
Wird dazu noch mitgeteilt , der Vertreter Belgiens in diesem
Ausschuß, Delacroix , habe aus Schamgefühl bestimmt, daß
alles , was er über 150 000 Fr . erhalte , der belgischen Staats¬
kasse zuftietzen solle . Der Sonderberichterstatter des „Matin "
in Brüssel meldet, daß der WiedergutmachungSauSschnß in.
Wien !das vom Hunger niedergedrückte österreichische Bolk aus
den Kopf der Bevölkerung 500 Kronen koste, was ungefähr
schiel ausmacht , wie das Vorkriegsbudget der österreichisch¬
ungarischen Monarchie.

Der ausgeplünderte Staat .
Österreich führt aus Spanien Sardinen ein. Ein Spanier ,

der dieser Tage in Wien war , versicherte , lt . „ Wiener Arbeiter -
Zeitung "

, allen Ernstes , wenn er die von Spanien eingeführ¬
ten Sardinen hier zusammenkaufen und nach Spanien expor¬
tieren würde, könnte er daran viel Geld verdienen . . . . In
einer volkswirtschaftlichenWochenschrift wird folgendes

'
Beispiel

hervorgehoben : Wenn ein Ausländer heute mit einem Waggon
Lebensmittel nach Österreich kommt, so kann er hier für den
Erlös des Waggons so lange leben, bis er den Nährwert dieses
eingeführten Waggons selbst aufgegessen hat , und kann dann
noch mit einem großen Überschuß von Wareneinkäufen , die
seinen Gewinn darstellen, nach Hause fahren . . . . Der engli-
sche Fabrikant liefert englische Tuche nach Wien (selbstverständ¬
lich kaufen wir sie, denn wie wäre es um den Weltenlauf be¬
schaffen , wenn der Schieber auf den „ echt englischen Anzug"
verzichten müßte .) Wenn er sich dann aufmacht und nach Wien
fährt , wird er den Anzug aus dem von ihm gelieferten Stoff
in Wien weit billiger kaufen können, als er ihn zu Hause, von
wo der Stoff kommt, kaufen konnte. Der Amerikaner kaust
das Cornrdbeef in Wien billiger als in Chicago. Dies alles
klingt ganz unbegreiflich ; aber die Erfahrung bestätigt es jeden
Tag und der Schluß ist : dieses Dentschöstrrreich, das alle be¬
mitleiden, das von allen beschenkt wird, wird in Wahrheit von
der ganzen Welt» die ihm »erkauft , ausgeplündert und auSge-
raubt . Natürlich verbirgt sich die -Plünderung und der Raub
trägt eine wirtschaftliche MaSke ; nennt lick Kurse oder Valuta
und ist doch nur Ausplünderung .

Ikurze polit. Nackrickten.
Deutschlands Entwaffnung . Die Verhandlungen zwischen

der Reichsregierung und der bayerischen Regierung in dev
Entwaffnungsfrage haben, wie der Berliner Korrespondent
der „Basler Nationalzeitung " hört, zu einer Einigung ge¬
führt und zwar insofern , als der Entente ein von Bayern
ausgehender Vorschlag unterbreitet werden soll, der geeignet
gehalten wird, einerseits dem Standpunkt der Ententemächte ,
anderseits der bekannten Auffassung der bayerischen Regierung
Von der Unentbehrlichkeit dieser Schutzwehr gegen die IrnkS-
radikalen Umsturzversuche Rechnung zu tragen .

* Dir Untersuchung im Fall Hoffman«. Wie die P . N . N.
hören , ist der Kommandeur der Schutzpolizei in Flensburg ,
Major ». PlüSkow, nach Durchführung der Untersuchung end¬
gültig aus der Polizei entlassen worden. Der Oberrcgierungs -
rat bei der Regierung in Kiel, der den beanstandeten amtli¬
chen Bericht abfatzie , ist strafversetzt worden. !

Die Orgrsch . Die Meldung von einer Orgrsch-Brrschwörung
»n Waldenburg (Schlesien, südwestlich Breslau ) wird , wie das
„Berliner Tageblatt " meldet, an zuständiger Stell « im allge¬
meinen bestätigt. Es wurden sechs Mitglieder der Kreislei¬
tung des Verbandes heimattrruer Schlesier verhaftet . Der
Geschästslciter und ein Sekretär werden steckbrieflich verfolgt-



DadLtcke Aebertickt .
Vadilcder Landtag.

Karlsruhe , 2V. Januar .
In der gestrigen 8. öffentlichen Sitzung , die um 4 Uhr

tegamr , wurde die Beratung des Nachtrags zum Justizetat zu
Giche geführt . Der größte Teil der Aussprache erstreckte sich
«mf das Fürsorgeerziehungswesen . Justizminister Trunk er.
kannte dabei im Gegensatz zu den Angriffen des Abg . Hahn
<Saz .) das Wirten der Erziehungsanstalt auf dem Schwarza -
cher Hofe an . OberregierungLrat Dr . Umhaurr machte Mit¬
teilungen über Neuerungen im Fürsorge wesen. Der Nachtrag
-um . Justizetat wurde schließlich turz nach 8 Uhr einstimmig
angenommen. . . .

In der heutigen Sitzung berichtete Abg . Tr . Schäfer (Ztr .)
ausführlich über die Beratungen im jH-aushaltausschusse über
den Nachtrag zum Voranschläge des Ministeriums des In¬
nern . In seinem Berichte gedachte Dr . Schofer der Wohltäter
unserer Kinder aus dem Auslande , der Quäker , des apostoli¬
schen Stuhles und der Heilsarmee , denen er herzliche . Worte
des Dankes widmete.

Abg. Hertle (D .-N.) vertrat sistmnn einen von ihn« mit Un¬
terstützung von Vertretern aus allen bürgerlichen Parteien
gestellten Antrag auf Aufhebung der Landesbrennholzstelle .
Nji . Weißhaupt (Ztr .) begründete daran anschließend, einen
von ihm eingebrachten Antrag zum- gleichen Gegenstand und
hierauf Abg . Albietz (Ztr .) einen Antrag , die Rationierung
derjenigen Selbstversorger für Brotgetreide im neuen Wirt ,
schnftsjahr 1831/22, die ihrer Ablieferungspflicht genügt haben,
aufzuheben, damit das Mahlscheinsysiem in Wegfall kommt.

In der Aussprache äußerte Abg. Weißhaupt (Ztr .) verschie¬
dene landwirtschaftliche Wünsche.

Äbg. Weißmann (Soz . ) führte aus , der Antrag auf Auf¬
hebung der Zwangswirtschaft löse bei den Sozialdemokraten
außerordentlichen Widerstand aus . '

, , .
Abg . Dr . Mayer (D .-N.) erklärte , es wäre wichtiger gewe¬

sen , wenn Arbeitsminister Rückert nicht stillschweigend von
seinem Ministerium verschwunden wäre, sondern sich noch ein¬
mal dem Landtag vorher gestellt hätte zur offenen Ausein¬
andersetzung über seine Amtsführung . Der Redner stellte an
die Regierung die Frage , ob sie nicht mit der Kasernierung
der Prostitution brechen wolle .

Hierauf wurden die Anträge über die Aufhebung der
Erennholzstelle und de ; Zwangswirtschaft an den Haushaff »
ausschutz überwiesen.

In der weiteren Aussprache kam Abg. Kölblin (Dem . ) auf
Reformen im Bäderwesen zu sprechen .

Minister Remmele führte dazu aus , daß bezüglich der Äteu-
«rganisation des Badewesens Hern Landtag bereits im Früh¬
jahr eine Vorlage zugehen >vird . Das Kurhaus werde die
Regierung nicht aus der Hand geben. Mt der Polizei tönste
« an im großen und ganzen zufrieden sein . Hinsichtlich

' der
Anforderungen des Reiches auf Entwaffnung haben wir alles
getan , was man von einer Landesregierung erwarten kann.
In der Frage der vollständigen Beseitigung der Zwangs¬
wirtschaft ist zu bemerken, daß die Regierung sich bisher an
die Beschlüsse des Landtags gehalten hat . Die ReichSregiepung
hat dis Beibehaltung der Zwangswirtschaft in diesem Wirt¬
schaftsjahr für notwendig erklärt . Ein Teil der Landwirt¬
schaft kann sich leider noch immer nicht auf die Interessen , der
Allgemeinheit etnstellcn. Eine neue Erhöhung des Brotpreises
würde eine neue .Lohnrevolution Hervorrufen . Es ist .richtig,
daß durch die Freigabe der Fleischversorgung eine Vermiinde-
rung des Viehbestandes nicht gekommen ist, hauptsächlich des¬
halb, weil die Händler uns mit norddeutschem Vieh versorgt
haben. Richtig ist auch, Hatz die Müller in schwierigen Ver,
hältnifsey sind. In . Baden sind pur bezüglich der Brennstoff -
Versorgung in einer schlimmeren Lage als in anderen Län¬
dern . Es besteht aber begründete Hoffnung , daß im nächsten
Frühjahr die Kohlenlage günstiger wird, dann weichen wir in
einigen Monaten an die Aufhebung der Landesbrennholzstelle
herantreten können .

Hierauf wurde die Sitzung um 1,20 Uhr abgebrochen. Fort ,
jetzung am Dienstag , nachmittag k-64 Uhr . , ,

Reue Eingänge .
* Dem Landtag ist während der Weihnachtspause wieder

eine sehr große Reihe von Gesuchen zugegangen . Die mei¬
sten der Gesuche stammen von städtischen und staatlichen Ar-
beitern, Angestellten, Beamten , Kriegsbeschädigten, Kriegshin¬
terbliebenen, Rentenempfängern und Pensionären und Heckendas neue Besoldungsgesetz, die Gewährung werterer Teue¬
rungszulagen und die Erhöhung der Bezüge der Ruhegehalts -,
« npsänger und Hinterbliebenen zum Gegenstand . Weiter sind
Gesuche eingegangen von dem Verein der Badischen mittleren
Hustizbeamten über ihre fachliche Ausbildung , von den Natur¬
heilvereinen einer Reihe badischer Städte um Errichtung von
Lehrstühlen für Naturheillehre und das Naturheilverfahren«n den Landesuniverfitäten , dom Verband deutscher Architek¬ten- und Fngenieurvereinen über die stärkere Heranziehungder Techniker in leitende Stellungen für den wirtschaftlichen
Wiederaufbau Deutschlands. Der badische Waldbesitzerver-hand hat ein Gesuch über die Änderung des Enteignungsgeset .
-es vorgelegt; von einer weiteren sehr großen Anzahl evan¬
gelischer Kirchengemeindevertretungen liegen Einsprüche gegenden Gesetzentwurf über die religiöse Erziehung der Mnder
Vor .

Rehre « Abgeordnete dev Zentrums und der demokratischer»
Partei Hoden im Landtag eine Förmliche Anfrage eiugebracht,di« die bedeutende Einschräakvng des Expreßgutverlrhrs zum
Gegenstand hat und die Regierung gefragt wird , was sie zutun gedenke , -um die in Süddeutschland beliebte, von der
Handelswelt allgemein gewünschte Beförderungsmöglichkeit im
bisherige « Umsang zu erhalten . — Weiter haben die Abgg .
Martin (Zentr .) u . Gen . eine Förmliche Anfrage . über die
Einrichtung eines großen Pachthofgutes auf dem Truppen¬
übungsplatz Hruberg durch die Reichsvermögensverwaltung
gestellt.

Mürttemberg und Kaden.
* Bon zuständiger Stelle wird uns geschrieben :
Das „Heidelberger Tagblatt " hat dieser Tage sich mit der

Frage dxr .Bildung der Bezirks Wirtschafts rate be¬
saßt und . dabei für Württemberg , Baden und die Pfalz die
Bildung eines Wirtschaftsrates propagiert . Im Anschluß hier¬an befaßte sich auch die „Mannheimer Wolksstimme " mit die .
sein Problem und beide Zeitungen richteten an den Arbeits¬
minister . Rückert die Mahnung , der Frage größere Auf¬
merksamkeit als bisher zu schenken.

Minister Rückert wird zu Unrecht apostrophiert, da diese An¬
gelegenheit det zuständigen Behandlung des Ministe ,
riums des Innern unterliegt . Soweit das Ministeriumdes Innern in Baden in Betracht kommt , ist die ausgespro¬
chene Mahnung hinfällig, um deswillen, weil das Ministerium
bereits seit längerer Zeit mit den in Frage kommenden Be¬
rufsgruppen in intensivem Meinungsaustausch
steht. Das Ministerium hat sich auch mit den Regierungender süddeutschen Nachbarländer Hierwegen ins Benehmen ge¬
setzt und für die allernächste Zeit eine Konferenz mit den Ver¬
tretern der .Industrie , des Handels , der Arbeiter - und Beam¬
tenschaft anberaumt .
. Das . Schwergewicht bei der Betrachtung dieser Frage liegt

jedoch nicht bei . den Landesbehördrn , so lange nicht die Reichs-
behürden mit irgend welchen konkreten Vorschlägen über diese
Frag « herausrücken. Die vor vielen Monaten bekannt ge -,
wordenen Pläne über die Bildung der Bezirkswirtschaftsräte
laufen auf einer wesentlich anderen Linie als die genannten
Zeitungen annehmen . Ob sich die Reichsregierung dem
Reichsrat und dem Reichstag gegenüber auf die von Rhein¬
land -Westfalen ausgegangenen Anregungen festlegt, öder an
ihrer früher eingenommenen Auffassung frsthält , das ist im
Augenblick nicht zu übersehen. Es kann sich infolgedessen
zurzeit keine Länderregierung dergestalt festlegen, daß sie
etwa von der Reichsregierung in der Zukunft ausgehende An.
sichten völlig ungeprüft läßt .

Für Anregungen der Presse darf man sicherlich dankbar sein,
e.ine Veranlassung aber gegen das Ministerium des Innern
den'

Borwurf zu erheben, in dieser Angelegenheit eine Po¬
litik der verpaßten Gelegenheit zu machen , liegt nicht vor.

Lnm Kampf gegen das Scbiebertmn
und die Schleichhändler.

Konstanz, 19. Jan . Tie Silberschieber entfalten
fortgesetzt eine eifrige Tätigkeit. Besonders wird von Frank¬
furt a. Ml. aus schwunghafter Handel mit ausländischem, meist
belgischem Silbergeld betrieben. Es sind hauptsächlich Aus¬
länder , vorherrschend Polen , die das Geld vom Auslande ein¬
geführt nach Konstanz bringe», um es hier über die Grenze
zu schaffen . - In jüngster Zeit wurden hier drei Leute verhaf¬
tet und ihnen 5000 , 4150 und 51000 Franken abgenommen .
Weiter sind zwei Kraftwagen , im denen 60 000 und - 47 000
Franken über die Grenze gebracht wurden, beschlagnahmt
worden . — Wegen Salvarsanschiebereien befinden sich hier 20
Personen in Untersuchungshaft. Ferner wurde hier eins
Schmuggkerbande verhaftet ; unter den festgenommenen Per¬
sonen sind alle Stände und Gesellschaftskreise vertreten .

Kurze Nachrichten aus Kaden,
Dl?v . Kostenlose Heilstätten- und Erholungskuren gewährt

die Wohlfahrtsgesellschaft des Tabakgewerbes den tuberkulösen
und tuberkülosebedrohten- und erholungsbedürftigen Kindern
der Angestellten und Arbeiter der Tabakverarbeitung im Alter
von 4 bis 14 Fahren , welche seit 1 . Januar 1917 berufsstän -
dig sind. Die genannte Mohlsahrtsgesellsckaft hat in der
Prinz -Regent -Luitpold Kimderheilstättr in Scheidegg im All¬
gäu und im Cecilienstist in Lippspringe in Westfalen insge¬
samt etwa 80 Freipläbe bereit gestellt . Der .Kuraufenthalt
dauert je nach dem Gesundheitszustand 6 Wochen bis zu 6
Monaten . Falls die Eltern bedürftig und nicht imstande
find , die erforderliche Kleidung und Wäsche zu beschaffen , so
übernimmt auch dieses die Wohlfahrtsgesellschaft. (Nähere
Auskunft erteilen die zuständigen Bezirks- und Orts -Tuber -
kulose -Ausschüjse sowie der Landesverband zur Bekämpfungder Tuberkulose, Karlsruhe , Gartenstraße 49/51 .)

. lkQ . AuOgen b. Müllheim, 10. Ja «. Einen guten Fanghat in dem nahen Ort Hach die Gendarmerie gemacht , indem-
sie den schon längst gesuchtem Ein - und Ausbrecher Otto Ger »,
bacher verhaftete . Der Verbrecher hat seit seinem Ausbruchaus dem Zuchthaus schon zwei Morde auf dem Gewissen . Aufseiner Ergreifung war eine Belohnung von 3000 M. gesetzt.

Aus der Landesbauptttadt .
* Ti « automatische« Telephonräume im Bahnhof mußtengeschloffen werden , weil Diebe in einer der letzten Nächte die

Fernsprechapparntc samt den Kaffen abmontiert und gestohlenhatten . >

Wndilcke Teilungsttimmen .
(Wir »m KchaU u , y->« »« rsleiittHt«, ZeitlMKtstimmrn wernpnmt die R-d-kti»»» «ln » » ,I »» t,ch , « » rantw - rtu » , . Di« Leitun, «stimmen »jenen dem Nweck»M» Orientierung ; st, snllen «in objettive« «iü> -eden von dm Stimm« ,« » und »n.schauun « », dt« in dm Blätter» de« Lande» ,um Ausdruck « langen >

„Die südwestdeutschc Wirtschaftsprovinz/ '
Im Zusammenhang mit der Frage der Neueinteilnng de»

Deutschen Reiches kommt Dr . Dröse im der „Badischen Landes ,zeitung " auch auf die viel erörterte Idee einer Vereinigungvon Baden und Württemberg zu sprechen . Er bemerkt dazuu . a . :
„ Nach wie vor sind wir der Überzeugung, daß Baden garkeinen Anlaß Hai, seine politische Selbständigkeit zu opfern,ha es Lei der Vereinigung der allein verlierende und Würt¬

temberg der gewinnende Teil sein würde. Wir haben auchdarauf hingewiesen, wie ruinös die Bereinigung z . B . für die
badische Landeshauptstadt sein müßte, wenn der Sitz der Re-
gierung der vereinigte, - Länder nach Stuttgart verlegtwürde ."

Im weiteren Verlaufe seiner Ausführungen geht Dr . Drösedann auch auf die . Frage einer allfälligen südwestdeutschen
LänÄervereinigung unter Einbeziehung Vorarlbergs ein, zu-der er meint :

„Die Frage des Anschlusses von Vorarlberg macht uns aus
naheliegegnden Gründen im Augenblick kein allzu großesKopfzerbrechen. Hingegen „rein wir , daß man bei der
Berschmelzungssrage die unwägbaren Tinge nicht ganz in den
Hintergrund schieben sollte . Wir haben mit der Tatsache zurechnen, daß die Bewohner des badischen Landes trotz der
Eigenart seiner Entstehung heute doch sehr stark als Badeier
fühlen . Das Zusammenleben der Bewohner beider Lärdevin einem gemeinsamen Staatswesen würde aller Vörausj .chtnach noch für geraume Zeit nicht reibungslos vor sich gehen.Bei der Verschmelzung der thüringischen Staaten , auf die
gerne abgehoben wirb, spielte diese Frage eine viel geringereRolle . Ein Bürger aus Sachsen-Weimar - Eisenach hatte keinen
Anlaß , auf besondere Eigenarten gegenüber einem solchenvon Sachsen-Coburg -Gotha zu pochen. Man wünscht dort
schon längst von allen Seiten das Ende der Kleinstaatereiherbei und hatte schon gemeinsame Einrichtungen. Vor allemaber wurden nicht zwei, sondern eine Anzahl Lander zusam¬
mengeschweißt, und das Gefühl der Annexion oder Benachtei-
ligung tonnte nicht wohl aufkommen. In Baden befürchtetman aber bekanntlich die Majorisierung durch das größereWürttemberg in lebenswichtigen Fragen , und wir haben an
dieser Stelle früher schon gezeigt, daß man damit leider aufGrund der in der Vergangenheit gemachten Erfahrungennicht unrecht hat. Die Forderung der Vereinigung ist leichtgestellt. Es fragt sich jedoch sehr , ob man sich auch nur überdie Grundlagen des neuen Staatswesens wird einigen können.Das aber unterliegt für uns keinem Zweifel, daß die badi¬
schen , württembergische» und Pfälzischen Interessen sowie die
gewisser hessischer Landestcile eine Fülle von Berührungs -
punkten auf wirtschaftlichem Gebiete haben, und wir könnenuns daher den Wünschen von Handel, Industrie und Land¬
wirtschaft nur anschließen, daß Baden, Württemberg, die Pfalzund die benachbarten Teile von Hessen einen gemeinsamenBezirkswirtschaftsrat erhalten und damit der Zusammenschlußdieser Gebiete zu einer Wirtschaftsprovinz in die Wege gelei¬tet wird . Das scheint uns nämlich der vernünftige Kern des
neuen Problems der Wirrschaftsppovinzen zu sein , daß sie
zwar die politische Selbständigkeit zunächst nicht tangieren ,Wohl aber größere Gebiete in überstaatlicher Weise in allen
wirtschaftlichen Fragen zu einer Einheit zusammenfassen. Ge-
gen ein solches Verfahren ist nicht nur nichts einzuwenden,es ist im Gegenteil sehr zu begrüßen, wenn hier ein Hand,
inhandarbchten der Länder stattfindet, die sich bei der Lösungwirtschaftlicher Fragen so glücklich zu ergänzen berufen wären
wie die Gebiete der süd-westdeutschen Ecke."

Ltaatsanzeiger .
Okv . Heidelberg, 19. Jan . Wegen zweifachen Mordes

wurde der Landwirt Johann Fritz Fromm von Bammental
vom hiesigen Schwurgericht abgeurteilt . Fromm hatte im
Juli v. I . auf offenem Feld den Landwirt Ziegler erschaffenund auf die älteste Tochter des Ziegler, mit der Fromm ein
Verhältnis unterhielt , ebenfalls « inen Schuß abgegeben , der
den Tod des Mädchens herbeisührte. Um 1 Uhr nachts wurde
das Urteil gefällt und Ziegler wegen zweifachen Totschlags zu7 Jahren Gefängnis verurteilt .

In der von Stulz -Schrieverschen Waisenanstalt in Badens
Lichtental sind auf Ostern 1921 zwei Freiplätze für katholischeKnaben zu besetzen . Gesuche sind unter Beachtung der §8 1
bis 5 und 12 der Statuten — Reg. Blatt 1834 S . 373 — und
Verwendung der vorgeschriebenen Fragebogen binnen 14 Ta »
grn durch den Gemeinderat dem zuständigen Bezirksamt vor¬
zulegen .

Karlsruhe , den 8. Januar 1921.
Berwaltungshof.
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Tüchtiger, älterer

M «
mit großer Erfahrung im
Gemüsebau gesucht . Der¬
selbe mutz auch die mit der
Instandhaltung der An¬
lagen verbundenen Neben¬
arbeiten ausführen . Ein¬
tritt kann bald erfolgen-
Angebote an

Hotel und KurhausSt . Blaste«

(Eisenbahn -Paketkarten )

Frachtbriefe
Eilfrachtbriefe

»M " in neuester Fassung "MG
liefert billig , bei größerem Bedarf
— mit Preisermäßigung —

G. Braunsche Hofbuchdruckerei
in Karlsruhe , « arlfriedrichstraße Ist.

(Schaltcrraum ).

V .474L .2 Karlsruhe. Der
Kellner Jakob Lörcher in

Pforzheim -Brötzingen .
Westliche 257. Prozcßbevoll -
»nächtigte - Rechtsanwälte

Or . Kander und vr . Weill
in Pforzheim , klagt gegen
seine Ehefrau Floren « »da
ged. Cartwrighl, zuletzt in
Birmingham , zur Zeit un¬

bekannt wo, unter der Be¬
hauptung, daß sie die Ehe
gebrochen und die durch
die Ehe begründetenPflich¬
ten schwer verletzt habe.
Mit dem Anträge auf
Scheidung der am 23 - Juni
1906 in St . Thomas¬
in the-moors Kirche in der
Grafschaft Worcester ge¬
schloffenen Ehe aus Ver»
schulden der Beklagten und
Verurteilung der Beklagten
zur Tragung der Kosten .
Der Kläger ladet die Be¬
klagte zur mündlichen Ver¬
handlung des Rechtsstreits
vor die N. Zivilkammer des
Landgerichts zu Karlsruhe
auf Freitag , de» 11. März
1821, vormittags S' /- *lhr»
mit der Aufforderung, sich
durch einen bei diesem Ge¬
richt zugelaffenen Rechts¬
anwälte als Prozeßbevoll-
mächtigten vertreten zu
lassen.

Karlsruhe, 7. Jan . 1921 .
Der Gerichtsschreib -i : des

Landgerichts



Prospekt über nominal Mark 4 500 000 —
neue , auf den Inhaber lautende vollbezahlte Aktien, Nr. 4501 — 9000, L Mark 1000.—

der

UllttlMIlkMIl » IM Mw -teMM . vllkllkll.
Die Maschinenfabrik Gritzner Aktiengesellschaft ist aus der im Jahre

1878 gegründeten Nähmaschinenfabrik der Firma Gritzner L Co hervorgegangen,
am 30- April I88S konstituiert und am S- Mat 188k in das Handelsregister des
Amtsgerichts Durlach eingetragen worden-

Die Gesellschaft hat ihren Gttz in Durlach.
Die Dauer des Unternehmens ist auf eine bestimmte Zeit nicht beschränkt-
Gegenstand des Unternehmens ist der Betriebeiner Maschinenfabrik , Gießerei

»nd Schreinerei, sowie der Betrieb von Handelsgeschäften in verwandten Artikeln-
Der Fabrikationsbetrieb zerfällt in die Hauptabteilungen : Nähmaschinen-

fabrikation , Nähmaschinenmäbelfabrikation, Fahrradfabrikation , gourniermessereiund Eisengießerei.
Das Grundkapital der Gesellschaft betrug ursprünglich M . 650 000.—,

eingeteilt in M 300000 — Stamm -Aktien und M 350000 .— Prioritäts -Aktien
mit Vorzug von 6 ' /, Dividende vor den Stamm - Aktien - Durch Beschluß der
Generalversammlung vom 6- Februar 1890 wurden die Stamm -Aktien » welche
übrigens von Anfang an niemals eine geringere Dividende erhielten als die
Prioritäts -Aktien , den Priorität - Aktien gleichgestellt . Das Aktienkapital ist in den
Jahren 1891 bis 1905 auf M . 4 500000 — erhöht worden.

Durch Beschluß der außerordentlichen Generalversammlung vom 2. Sep¬tember 1920 wurde das Aktienkapital, infolge der außerordentlich gestiegenen Löhneund Materialpreise , um M. 4500000 — auf M - 9000000 .— erhöht und zwar
durch Ausgabe von 4500 Stück neuer , ab 1 . Januar 1920 dividendenberechtigter
Jnhaber - Aktien L M - 1000 .— Nr . 4501 - 9000. Diese M - 4500000 .— neuen Aktien
wurden von einem Konsortium zum Kurse von 107 °/, übernommen , und von diesemden Aktionären zum Bezüge angeboten derart , daß auf je eine alte Aktie, eine
neue Aktie zum Kurse von 112 °/, in der Zeit vom 10.- 30. September 1920
bezogen werden konnte-

Das erzielte Agio und die Stückzinsen wurden nach Abzug des Aktienstempelsund sonstiger Kosten mit rund M - 150000 .— dem Reservefonds zugeführt .
In das Handelsregister deS Amtsgerichts zu Durlach ist der ErböhungS-

beschluß der außerordentlichen Generalversammlung vom 2. September 1920 und
die Durchführung der Kapitalserhöhung am 30. November 1920 zur Eintragung
gelangt .

Den neuen Aktien sind 10 Dividendenscheinefür das Jahr 1920 bis inkl. 1929
mit Talons beigegeben . Die neuen Aktien, sowie die zugehörigen Dividendenscheinemit Talons , tragen die faksimilierten Unterschriften des Vorsitzenden des AuffichtS -
ratS und deS Vorstandes, die Aktien selbst sind außerdem mit einer Kontroll-
Nnterschrift versehen -

Die Gesellschaft hat im Jahre 1895 bei dem Bankhause Veit L. Hamburgerin Karlsruhe ein 4 °/,igeS, L 105 °/, innerhalb 41 Jahren amortisierbares , hypothe¬
karisch gesichertes Änlehen im Betrage von M . 800000 .— ausgenommen , von
welchem bis jetzt M . 339 000 — zur Rückzahlung gelangt sind . Außerdem hat sieim Jahre 1908 ein hypothekarisch gesichertes Darlehen von M . 1500 000 — bei der
Städtischen Sparkasse Durlach ausgenommen . Dieses Darlehen hat sich durch
inzwischen erfolgte Rückzahlungen auf M . 1125000 .— ermäßigt . Beide Anleihen
find an erster Stelle eingetragen . Zu Gunsten der Familie Gritzner -Stiftung
besteht an zweiter Stelle ein weiterer Eintrag in Höhe von M . 1000000 .—

Der Vorstand der Gesellschaft, welcher durch den Aufsichtsrat bestellt und
entlassen wird , besteht nach dem Ermessen des Aufsichtsrats aus einem oder
mehreren Mitgliedern ; zurzeit bilden den Vorstand die Herren Carl Ruckstuhlund T - E - Bruun ; als stellvertretendes Vorstandsmitglied ist Herr Eugen
Ehrlich bestellt .

Der Aufsichtsrat besteht aus wenigstens drei und höchstens Neun Mitgliedern .
Der Aufsichtsrat besteht zurzeit aus den Herren : I)r . ing . tr . c. Robert

Ko eile , Geh. Kommerzienrat und Ehrenpräsident der Handelskammer Karlsruhein Karlsruhe , Vorsitzender, Konsul Robert Nicolai , Direktor der RheinischenKreditbank Filiale Karlsruhe in Karlsruhe , stellvertretender Vorsitzender, Julius
Gritzner in München und Or . Paul Hamburger , in Firma Veit L. Ham¬
burger, in Karlsruhe . «

Die Berufung der ordentlichen oder außerordentlichen Generalversammlung
erfolgt durch den Auffichtsrat oder den Vorstand durch einmaliges Ausschreiben in
den Gesellschaftsblättern, welches mindestens 17 Tage vor dem Bersammlungstage
erschienen sein muß - Die ordentliche Generalversammlung findet in den ersten
6 Monaten jeden Jahres statt .

Jede Aktie gibt eine Stimme .
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr .
Aus dem nach der genehmigten Bilanz sich ergebenden Reingewinn ist ein

durch die Generalversammlung auf Vorschlag des AusfichtSrats zu bestimmender
Betrag , mindestens aber 5 °/^ dem gesetzlichen Reservefond so lange zu überweisen,bis derselbe den 10- Teil des Grundkapitals erreicht oder wieder erreicht hat . Der
Aufsichtsrat bezieht neben Ersatz seiner Auslagen als Entschädigung für seine
Mühewaltung eine Vergütung von M . 1500 — jährlich für jedes Mitglied , sowie
insgesamt eine Tantieme von 10 °/, des Reingewinnes , welcher nach Vornahme
sämtlicher Abschreibungen und Rücklagen und nach Abzug eines für die Aktionäre
bestimmten Betrages von 4 °/, des einbezahlten Grundkapitals verbleibt und über
deren Verteilung unter seine Mitglieder er beschließt , über den Rest beschließt die
Generalversammlung auf Vorschlag des AuffichtsratS-

Die Dividend « ist, außer bei der Kasse der Gesellschaft, zahlbar :
in KarlSrnhe bei dem Bankhause Veit L. Homburger und

„ der Rheinische « Credttbank , Filiale Karlsruhe ,
„ Frankfurt a. M . „ . Pfälzische« Ba « k, Filiale Frankfurt a. M .,

. dem Bankhause M . Hoheuemser ,
„ Berlt » „ der Dtreetio « der Disco « to -Gesellschaft .

bei welchen Stellen kostenfrei auch neue Dividendcnbogen erhoben. Bezugsrechte
auSgeübt , Aktien oder notarielle Bescheinigungen über die Hinterlegung von Aktien¬
rur Teilnahme an den Generalversammlungen hinterlegt , sowie alle sonstigen, von
der Generalversammlung beschlossenen, die Aktienurkunden betreffenden Maßnahmen
bewirkt werden können.

Dividendenscheine, welche innerhalb vier Jahren nach Ablauf des Jahres ,in welchem sie fällig geworden, nicht vorgelegt werden, sind zu Gunsten der Ge-
Pllschaft verjährt und kraftlos .

ES wurden auf das Aktienkapital von M - 4 500000 — an Dividende verteilt
für das Jahr 1915 . 8 »/,
„ . . 191« . 9 °/.
. . . 1917 . 157 .
. . . 1918 . 15 ' /.
- . .. 1919 . 20 °/.

Alle Bekanntmachungen der Gesellschaft an die Aktionäre erfolgen rechst»'
wirksam mittels Einrückens in den Deutschen Reichsanzeigcr, in die Frankfurter
Zeitung und in die Karlsruher Zeitung Die Gesellschaft verpflichtet sich indessen ,alle sie betreffendenBekanntmachungen außerdem noch in mindestens zwei weiteren
Berliner Tageszeitungen zu veröffentlichen.

Der Personalbestand betrug am 30- November 1920 rund 2500 Arbeiter und
Angestellte. Der Grundbesitz der Gesellschaft umfaßt 13S886 qm.

Die Bilanz per S1 . Dezember ISIS stellt sich wie folgt :

Bilanz -Konto am 31 . Dezember ISIS.
ckclltlv » . Ä P

An Juimobilien -Konto :
Grundstücke und Baulichkeiten . 2470872 05
Abschreibungen pro 1919 . . . ^ 37068 -06
Extraabschreibungen pro 1919 . 50000.— 87 063 08

2383808 97
Zugang abzüglich Abgang in 1919 . 10706 13 2 394 515 10

Übertrag . . - 2 394 515 10

5
Übertrag . . . 2 394515 10

, Maschtnen-Konto :
Arbeitsmaschinen «sw. . .
Abschreibungen pro 1919 . . . . ^» 5709646

713 7067l

Extraabschreibungen pro 1919 - . „ 100000— 157096 4«
556610 25

Zugang abzüglich Abgang tu 1919 . 86372 8S 642983 07
» Maschinen-JnterimS ^ onto :

In Arbeit befindliche Arbeitsmaschinen . . . 80 260 85
» Werkzeug-Konto . . 1 —
» Fuhrwerk -Konto . . . . I —
„ Patent -Konto . . .
» Material - und Fabrikations -Konto :

1

Materialien und Fabrikate . . . . . . . . 5034090 19
» Konto der auswärtigen Lager :

43Waren in auswärtigen Lager« . . 568 »
» BersicherungS-Reserve-Konto :

25Vorausbezahlte Feuerversicherungen . 100014
« Kaffa-Konto :

Barbestand . . . 5S715 66
» Wechsel-Konto :

Wechselbestand . . 174631 3«
Abschreibung . . 5 238 94 169 392 42

„ Konto-Korrent-Konto :
Debitoren abzüglich zweifelhafter Eingänge . . 2161496 41
Abschreibung . 58948 64

2102 547 77
Bankguthaben . 3130449.54
feftverzinSl- Wertpapiere . . . „ 2748600.25 5879049 79 7 981 597 56
(darauf ruhender Valuta » und KurSvrrlust be¬
rücksichtigt)

16448257 53

Per Aktien-Kapital -Konto :
4500 Aktien L 1000- . 4500000 —

2000000 —
» Spezial - und Dividenden-Reservê tonto . . . . 600 (« 0 —
„ Delcredere-Konto . . . . . . . . . . . . . 100000 —
» Obligations -Konto . 481500 —

» Hypothek -Konto . . 1155000 —
„ Familie Gritzner-Stiftung . 909064 87
„ Untrrstützungs - und Pensions -Konto . 200000 —
» Konto für Wohlfahrtszwecke . 64646 34
» Sparkaffe-Konto . .
,» Dividenden-Konto :

702405 68

113 nicht eingelöste Scheine . . . . . . . . 14070 —
I » Talonsteuer -Reserve-Konto . 19 859 18

„ Rückstellungs-Konto . . . 336 323 32
» Steuer -Konto .
» Lohn-Konto:

500 OM

Verdiente, aber noch nicht ausbezahlte Löhne . 152 340 —

. Konto-Korrent -Konto :
Kreditoren . 1348 775 —
Einlagen und Anzahlungen aus Bestellungen . 1621732 41 2 970507 41

» Gewinn , und Verlust-Konto :
Vortrag aus 1918 . . . 344 888>26
Reingewinn pro 1919 . - . 1397 652 47 1742 540 73

16 448 257 53

Gewinn - und Verlust -Konto am 31. Dezeinb <rr ISIS.
s « u .

An Obligations -Zinsen -Konto :
4°/, Zinsen aus481 500 - . 19260 —

„ Allgemeines Unkosten -Konto :
628 680Unkosten . 20

. Jmmobilien -Konto :
87063Abschreibungen pro 1919 . . 08

» Maschinen-Konto :
157 096Abschreibungen pro 1919 . 46

. Reingewinn einschließlich Bortrag auS 1918 . . . 1 742 540 73
2 634640 47

Und « « .
Per Gewinn Vortrag aus »918 . . 344888 26

, Fabrikats ns -Konto :
2 289 752 21
2 634 640 47

Der vorstehend auSgewiesene Reingewinn von 1742 540 73 — nach Ab¬
zug der satzungsmäßigen Entschädigung und Tantieme für den Aufsichtsrat —
wurde wie folgt verwendet :

20°/, Dividende auf das Aktien-Kapital . . . . 900000 -—
Übeüoeisung auf Unterstützungs- u PensionS-Konto „ 100000 .—

. „ Konto für WohlfahrtSzwecke . . « 200000 .—

. . RückstelluugS -Aouto . . 163 676.68
Reserve für Talonsteuer . . 10513 68
Bortrag auf neue Rechnung . . . . . . . . » 368 350.37

Mari 1742 540.73 wie ob
Sofern nicht unvorhergesehene Ereignisse einlreten , dürste auch für das lau¬

fende Geschäftsjahr mit einem befriedigenden Erträgnis zu rechnen sein.
Dnrlach, im Dezember 1920-

Maschiicufibril GritznerAkticn-Grskllschast .
Auf Grund des vorstehenden Prospektes find

HK. 4500 000.— neus äktisii 1K. 4501—9000

MlWneilsM Wl « Mw - WIM . MW
zum Handel und zur Notierung an der Börse in Frankfurt a. M - zugelassen
worden.

Arankfnrt a. M., i« Januar 1921 .

MW M Mille Ailllkslllt «. L M . HlWM ,

V . 177. Pforzheim . In ,
Konkursverfahren über das
Vermögen deS Paul Bert-
schy» früher Inhaber der
Firma Bertschy L Spohn
in Pforzheim -Brötzingen, ist
Termin zur Abnahme d«
Schlußrechnung, zur Erhe¬
bung von Einwendungen
gegen das Schlußverzeich-
nis und zur Prüfung der
nachträglich angemeloeten
Forderungen bestimmt auf :
Freitog. de« 18. Fes. »SSI.

»»rmittog» » Uhr»
vor das Amtsgericht Pforz¬
heim 1 Stock Zimmer Nr 6.

Pforzheim , 17. Jan . 1921 .
Der Gerichtsschreiber de»

AmtSgrrichtS « . 8-

Beim Bezirksamt Bühl
ist auf 1 . Februar IVSl, eine

(Expedieren» zu besetzen .
Die Vergütung regelt sich

nach den Bestimmungen
der Besoldungsordnung .
Bewerber aus der Zahl der
Militärauwärter wollen sich
unter Vorlage von Zeug-
nisten melden. Gute Kennt¬
nisse im Maschinenschreiben
erforderlich, da nur zum
Ausfertigen Verwendung
erfolgt. L .528

Bühl . 14 . Januar 192l -
_ Bezirksamt .

SMlrniM Holz-
Vertriebs .SchilsAst
mit brschr . HaftungKarlsruhe

in Karlsruhe (Baden ) .
Durch Beschluß der Ge¬

sellschafter vom 3 . Januar
1921 ist die Gesellschaft
aufgelöst.

Hafendirektor Jakob Se-
bold , Karlsruhe , ist alleini¬
ger Liquidator . B -404.3 .2. 1

Die Gläubiger tverden
hiermit aufgefordert , ihre
Forderungen anzumelden .

Karlsruhe . 12. Jan - 192 l .
Der Liquidator :

Sedold , Werftstr . 2 .

EeWstsMs der
MW» Filttervttlnitt.

!ung E. m. b. H.
Karlsruhe.

Gemäß 8 22 des Gesell¬
schaftsvertrages und Be¬
schlusses der Gesellschafter.
Versammlung vom 2 . Sep¬
tember 1920 ist die Ge¬
schäftsstelle der Badischen
Futtervermittlung G - m. b.
H . aufgelöst. Ich fordere
die Gläubiger auf » sich bei
mir zu melden- V .476 .3 .2.1

Der Liquidator :
Feldmann .

Im Binnen - und direkten
Verkehrderbadischen Neben-
bahnenAchern- Ottenhöfen ,
Biberach-OberharmerSbach,
Haltingen —Kandern , Kro¬
zingen- Münstertal — Sulz¬
burg , Mosbach- Mudau ,
Oberschefflenz- Billigheim
und Rhein - Ettenheim -
Münster werden mit Wirk¬
samkeit vom 1 . Februar d.
Js - die Abfertigungsgebüh¬
ren für jede Abferti-
gung von Gepäck und Ex¬
preßgut von 20 Pfg . auf
40 Pfg . erhöht. Das als -
baldige Inkrafttreten dieser
Maßnahme begründet sich
auf die vorübergehende Än¬
derung des § 6 der Eisen¬
bahnenverkehrsordnung .

Berlin , 17 - Januar 1921 .
Deutsche Eiseudahn -BrtriebS-
Gesellfchaft, Aktiengesellschaft.

Hochbauarbcilr « (Innen¬
ausbau ) für die Erweite¬
rung des Verwaltungsge¬
bäude» in der Hauptwerk¬
stätte Karlsruhe nach Fi-
nanzministerialverordnung
vom 3- Januar 1907 zu
vergeben. Verputz-.Glasek -
Schreiner -, Schlaffer-, In -
staÜationS-,Anstreicher.,u«b
Pflästererarbeiten . Plan «
und Bedingnisbest auf un¬
ser m Hochbaubüro Zim¬
mer Nr - 117 IV Stock EP -
senbahn-Generaldirektio » >

Friedrichsplatz Nr . 13 VMS
8—12 Uhr vormittag » znll
Einsicht. Dort auch St » j
gäbe der Angebotsvordrucks»
Kein Versand nach auS»
wärst» Angeboteverschlossen
und mit der nötigen Amt»
schrift bis längstens L. Fm»
ruar 1921 . 1V Uhr vorm»
tags, an die unt « zeichnet>
Stelle einzureichen. Zo»
schlagsfrist S Wochen -

Karlsruhe . 19. Jan . 192>
Hochbaudär » der

Eiseubahn -Geueraldtrektion -
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